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Aufbau Ost 20 Jahre nach dem 
Mauerfall: Ziele und Aufgaben für die
nächsten Jahre
Konnten sich in der öffentlichen Diskussion um die Ent-
wicklung der ostdeutschen Länder noch vor wenigen Jah-
ren Begriffe wie die vom »Mezzogiorno ohne Mafia« oder
vom »Supergau Deutsche Einheit« etablieren, herrscht heu-
te zu Recht eine deutlich optimistischere Sichtweise vor.
Eine Reihe von »Bilanzstudien« zieht jüngst – bei allen ins-
besondere am Arbeitsmarkt noch bestehenden Problemen
– unter Verweis auf die seit 1989 erfolgte Steigerung des
individuellen Wohlstands, die grundlegende Verbesserung
der Umweltsituation, der Lebensverhältnisse und der Infra-
struktur eine überwiegend positive Zwischenbilanz.1 Eine
positive Zwischenbilanz verdient auch die wirtschaftliche Ent-
wicklung, insbesondere dann, wenn sinnvolle Bewertungs-
maßstäbe angelegt werden. Die Bestimmung sinnvoller
Maßstäbe blieb in der zwanzigjährigen Diskussion wie auch
im Rahmen der aktuellen Bilanzen vergleichsweise unterbe-
lichtet. Auf die Maßstabsfrage soll daher zunächst einge-
gangen werden, um anschließend einige vorrangige wirt-
schaftspolitische Aufgaben für die nächsten Jahre zu the-
matisieren.
Positive Strukturentwicklungen, aber zu 
langsame gesamtwirtschaftliche Konvergenz?
Heute sind die positiven strukturellen Entwicklungen in der
ostdeutschen Wirtschaft deutlich sichtbar: Die stärker über-
regional orientierten Wirtschaftszweige, insbesondere das
verarbeitende Gewerbe, haben sich – trotz vorhandener In-
novationsdefizite und fehlender Unternehmenszentralen –
bis zur aktuellen Wirtschaftskrise äußerst dynamisch ent-
wickelt. Die Basis dafür sind eine hohe betriebliche Flexibi-
lität der kleinen und mittelständischen Unternehmen und
günstige Lohnstückkosten. Die mittlerweile erfolgte Re-In-
dustriealisierung der ostdeutschen Länder ist auch im in-
ternationalen Maßstab eine Erfolgsgeschichte (vgl. Röhl
2009, 10 f.). Die unternehmensbezogenen Dienstleistungen
kommen ebenfalls gut voran, auch wenn es hier noch deut-
lichen Nachholbedarf gibt. Die ostdeutsche Wirtschaft ver-
ringert dadurch ihre Abhängigkeit von den regionalen – we-
gen der Bevölkerungsentwicklung tendenziell schrumpfen-
den – Märkten und orientiert sich zunehmend auf die über-
regionalen Märkte, auf denen es für sie im Prinzip keine
Wachstumsgrenze gibt. Insgesamt hat sich eine robuste und
leistungsfähige Unternehmenslandschaft herausgebildet.
Das zeigt sich gerade in der Krise. Heute kann erwartet wer-
den, dass die krisenbedingten Einbußen im ostdeutschen
Unternehmenssektor deutlich geringer ausfallen, als bei ei-
nem vergleichbaren Ereignis noch vor fünf oder zehn Jah-
ren zu erwarten gewesen wäre (vgl. Deutsch und Bork 2009,
45; Pohl 2009).
Die positiven Strukturentwicklungen schlagen sich seit der
Jahrtausendwende wieder in einem Konvergenzprozess auf
gesamtwirtschaftlicher Ebene nieder. Dies ist auch darauf
zurückzuführen, dass die Bremskräfte abgenommen haben:
Während sich die notwendigen Strukturanpassungen im öf-
fentlichen Sektor mit der Rückführung der Solidarpaktmit-
tel und wegen des demographischen Wandels bis 2020 fort-
setzen werden, sind sie in der – Mitte der neunziger Jahre
noch völlig überdimensionierten – Bauwirtschaft und den
damit verbundenen Wirtschaftszweigen bereits weitgehend
abgeschlossen. Die Bundesregierung hat darauf in ihrem
jüngsten Jahresbericht zum Stand der Deutschen Einheit
hingewiesen. Sie unterscheidet dort drei Phasen des Kon-
vergenzprozesses: eine schnelle Konvergenz bis 1996, ei-
nen Stillstand der Konvergenz bis zum Jahr 2000 und eine
wiedereinsetzende, wenngleich langsamere Konvergenz bis
zum Jahr 2008 auf dann 71% des Westniveaus (vgl. Bun-
desministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung
2009, 4). Eine weitere Angleichung ist auch in diesem Jahr
zu erwarten, da im Osten nach den vorliegenden Progno-
sen mit geringeren Einbrüchen der Wirtschaftsleistung zu
rechnen ist.
Legt man als Maßstab für die zu erreichende Wirtschafts-
kraft das westdeutsche Durchschnittsniveau zugrunde – wie
dies fast durchgängig bei den Ost-West-Vergleichen prak-
tiziert wird – erscheint die Konvergenzgeschwindigkeit aller-
dings gering und das Ziel fern. Bei einer Verlängerung der
gegenwärtigen Trends in die Zukunft wird bei diesem Maß-
stab erst in 40 bis 50 Jahren mit einer Angleichung zu rech-
nen sein (vgl. Aumann und Scheufele 2009). Man muss je-
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doch fragen, ob das Erreichen des westdeut-
schen Durchschnitts ein sinnvoller Maßstab
ist, insbesondere für den Aufbau Ost als re-
gional orientierter Wachstumspolitik. Was
kann ansonsten mit Heranführung an das
Westniveau gemeint sein?
Um eine Analogie aus dem sportlichen Be-
reich zu wählen: Es könnte und sollte eher
um »Bundesligareife ohne permanente Ab-
stiegsgefährdung« gehen. Man muss dazu
nicht unbedingt die Meisterschaftsanwärter
schlagen. Bundesligareife ist für den gege-
ben, der im unteren Tabellendrittel mithalten
kann. Für diese Interpretation spricht zum ei-
nen die Heterogenität, die hinsichtlich der
wirtschaftlichen Leistungskraft auch zwi-
schen den westdeutschen Ländern besteht;
und zum anderen, dass die Rechtfertigung
für eine spezifische Förderung der ostdeutschen Länder aus
Gründen der Gleichbehandlung schwer fällt, wenn der Ni-
veauunterschied zu den wirtschaftsschwächeren westdeut-
schen Ländern bei den relevanten gesamtwirtschaftlichen
Erfolgsindikatoren nicht mehr besteht. 
Die ostdeutschen Länder können bis zum Ende
des Solidarpaktes II zu den wirtschafts-
schwächeren westdeutschen Ländern aufschließen
Die Wirtschaftsleistung je Einwohner schwankt im Jahr 2008
in den ostdeutschen Flächenländern zwischen 70,7% des
Bundesdurchschnittes in Mecklenburg-Vorpommern und
74,5% in Sachsen. In westdeutschen Flächenländern be-
wegt sie sich zwischen 85,5% in Schleswig-Holstein und
119,9% in Hessen. Im Schnitt liegen die ostdeutschen Flä-
chenländer bei 72,9% und die drei »schwächsten« west-
deutschen Länder Niedersachsen (NI), Rheinland-Pfalz (RP)
und Schleswig-Holstein (SH) bei 87,8% des Bundesdurch-
schnittes. Bei einer Betrachtung der wirtschaftlichen Leis-
tungskraft auf der Ebene der Bundesländer kann somit zwi-
schen einer ostspezifischen Konvergenzlücke, die den Ab-
stand zu den schwächeren westdeutschen Ländern misst,
und einer darüber hinausgehenden allgemeinen Konver-
genzlücke der wirtschaftsschwächeren Länder unterschie-
den werden. 
Wie Abbildung 1 zeigt, ging die ostspezifische Konvergenz-
lücke von 60 Prozentpunkten im Jahr 1991 auf knapp
24 Prozentpunkte im Jahr 2000 zurück. Seither ist sie um
weitere 9 Prozentpunkte geschrumpft. Die ostdeutschen
Flächenländer erreichen damit 83% der Wirtschaftskraft der
Länder Niedersachen, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Hol-
stein. Die ostspezifische Konvergenzlücke ist somit nur et-
wa halb so groß wie die Lücke zum Bundesdurchschnitt.
Europaweit ist überwiegend zu beobachten, dass sich bei
wirtschaftlicher Konvergenz auf Mitgliedstaatenebene in-
nerhalb der Mitgliedstaaten die wirtschaftsschwächeren Re-
gionen und die wirtschaftsstärkeren Regionen (meist iden-
tisch mit den Hauptstadtregionen) auseinanderentwickelt
haben (vgl. Europäische Kommission 2007, 10). Dies trifft
auch auf die westdeutschen Länder zu, was in der zuneh-
menden »allgemeinen Konvergenzlücke« zum Ausdruck
kommt. Die ostdeutschen Länder konnten gegen diesen
Trend aufholen. 
Würden die seit 2000 bestehenden Wachstumsunterschie-
de zwischen den ostdeutschen und strukturschwächeren
westdeutschen Ländern bis 2020 fortbestehen, wäre bis da-
hin mit einem weitgehenden Abbau der ostspezifischen Kon-
vergenzlücke zu rechnen. Ob dies der Fall ist, hängt von vie-
len Unbekannten und nicht zuletzt von der Frage ab, wie
sich die aktuelle Wirtschaftskrise auf die längerfristigen re-
gionalen Wachstumstrends auswirkt. Gleichwohl zeigen sol-
che Szenarien, dass die gesamtwirtschaftlichen Niveauun-




Neben dem Erreichen des »westdeutschen Durchschnitt-
niveaus« wird die Zieldiskussion zum Aufbau Ost von der
Vorstellung einer »selbsttragenden Wirtschaftsentwicklung«
geprägt. Gemeint ist damit einer Wirtschaftsentwicklung, bei
der die einheimische Nachfrage nach Konsum- und Inves-
titionsgütern durch einheimische Produktion gedeckt wird
und damit nicht mehr insbesondere durch öffentliche Kapi-
talströme oder Transfers finanziert werden muss. Die Diffe-
renz beider Größen, die so genannte Produktionslücke, be-
trug 2006 in Ostdeutschland noch ca. 13% der Gesamt-
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nachfrage.2Je Einwohner ist sie seit Mitte der neunziger Jah-
re um etwa die Hälfte zurückgegangen.
Die Leistungen des Solidarpaktes II, die einen Teil der Pro-
duktionslücke finanzieren, werden bis 2019 zurückgeführt,
was mit einem entsprechenden Abbau der öffentlichen In-
vestitions- und Konsumtätigkeit in Ostdeutschland verbun-
den sein wird. Überwiegend beruht die Finanzierung der
Produktionslücke jedoch bereits heute nicht auf solchen
Sonderleistungen, sondern auf weitgehend bundeseinheit-
lichen Regelungen im Bereich der Sozialversicherungen und
des bundesstaatlichen Finanzausgleichs, die aufgrund von
Unterschieden in der regionalen Wirtschaftskraft, Arbeits-
platzdichte, Arbeitsmarktlage und Altersstruktur der Bevöl-
kerung West-Ost-Zahlungen induzieren. Entsprechende
Ausgleichszahlungen gibt es auch zwischen westdeutschen
Ländern. Sie tragen z.B. auch in Niedersachsen, Rheinland-
Pfalz und Schleswig-Holstein zur Finanzierung einer Pro-
duktionslücke bei. Diese ist dort seit 1991 sogar erheblich
gestiegen und beläuft sich 2006 auf etwa die Hälfte der Pro-
duktionslücke der ostdeutschen Länder. Sollte ein Abbau
der »ostspezifischen Konvergenzlücke« bis 2020 gelingen,
ist mit einer weiteren Annäherung der Produktionslücken
beider Ländergruppen zu rechnen. Was das Erreichen ei-
ner letztlich selbsttragenden Wirtschaftsentwicklung an-
geht, sollte aber an die ostdeutschen Länder keine Erwar-
tung herangetragen werden, die auf der Basis der Erfah-
rungen der beiden vergangenen Jahrzehnte auch nicht für
die wirtschaftsschwächeren westdeutschen Länder in ab-
sehbarer Zeit realistisch erscheint. 
Anzumerken ist, dass den West-Ost-Zahlungsströmen er-
heblich Realtransfers vom Osten in den Westen gegenüber-
stehen. Nach 1945 war es der historisch beispiellose Tech-
nologietransfer im Zuge der Abwanderung
von Unternehmen und Humankapital, der er-
heblich zur Wirtschaftskraft der alten Bun-
desrepublik beigetragen hat. Nach 1989 ist
es die Abwanderung von weiteren 1,8 Millio-
nen Ostdeutschen und ein Pendlersaldo von
derzeit etwa 300 000 Personen. Betrachtet
man z.B. die Rentenversicherung, so erwirt-
schaften diese beiden Personengruppen –
unter Berücksichtigung ihrer Altersstruktur
– in Westdeutschland Überschüsse in einer
Größenordnung, die schätzungsweise 60%
der West-Ost-Zahlungen in diesem Bereich
entsprechen. Allein dies relativiert die finan-
ziellen Belastungen der westdeutschen Ge-
berländer erheblich.
Zusammenfassend sollte anstelle der
Maßstäbe »westdeutscher Durchschnitt« und »selbsttragen-
de Entwicklung« die »Bundesligareife« im Sinne des Anschlie-
ßens an das Niveau der wirtschaftsschwächeren westdeut-
schen Länder in den Mittelpunkt der Zielperspektive für den
Aufbau Ost bis 2020 gestellt werden. Wird eine solche An-
gleichung erreicht, ist als Nebeneffekt auch eine weitere Re-
duzierung der Transferabhängigkeit zu erwarten. Angesichts
der weitgehend unumkehrbaren demographischen Entwick-
lung, die zu einer überdurchschnittlichen Alterung der ost-
deutschen Bevölkerung führt, sollte neben dem BIP je Ein-
wohner insbesondere die Anpassung der Arbeitsprodukti-
vität und der Erwerbstätigenquote im Blick sein.3 Wer soll-
te welche Handlungsoptionen mit dieser Zielrichtung ergrei-
fen? Beispielhaft wird im Folgenden auf vier Punkte einge-
gangen. 
Die politische Zuständigkeit für den Aufbau Ost
sollte sich langfristig stärker auf die ostdeut-
schen Länder verlagern
Aufgrund der teilungsbedingten Lasten und ihrer Folgen wird
die Aufbau-Ost-Politik auch heute noch von ostdeutschen
Ländern und Bund in geteilter Zuständigkeit wahrgenom-
men. Mit dem Abschluss der Verkehrsprojekte Deutsche
Einheit, der großen Vorhaben im Bereich der Umweltsanie-
rung, der noch verbleibenden Privatisierungsaufgaben und
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in etwa dem Anteil in den drei wirtschaftsschwächeren westdeutschen Län-
dern, wird jedoch im Jahr 2020 aufgrund der schnelleren Alterung voraus-
sichtlich um ca. 4 Prozentpunkte unter deren Niveau liegen. Dieser demo-
graphische Faktor bewirkt isoliert betrachtet eine entsprechende Divergenz
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im Zuge der Degression der Solidarpaktmittel wird diese Zu-
ständigkeitsteilung bis 2019 langsam zurückgenommen.
Damit erfolgt eine Normalisierung. Unter Subsidiaritätsge-
sichtspunkten ist es grundsätzlich sinnvoll, wenn die Län-
der die Hauptverantwortung für die regionale Wirtschafts-
entwicklung tragen. Ebenso wie Bayern seine Stärken in
einem »Zukunftsprogramm 2020« entwickeln will, ist es pri-
mär die Aufgabe der ostdeutschen Länder, länderspezifi-
sche Stärken zu identifizieren und im Rahmen einer regio-
nalen Standortpolitik auszubauen.
Ein näherer Blick auf den Solidarpakt II, in dem mit Ausnah-
me der arbeitsmarktpolitischen Instrumente fast alle zen-
tralen aufbaurelevanten Leistungen gebündelt sind, zeigt,
dass bereits heute die bundespolitischen Entscheidungs-
spielräume in diesem Bereich vergleichsweise gering sind.
Von den insgesamt 156 Mrd. € für den Zeitraum 2005 bis
2019 entfallen im so genannten Korb I 105 Mrd. € auf Son-
derbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen, über deren
Verwendung allein die Länder unter den gesetzlichen Vor-
gaben entscheiden. Von den im Korb II zusammengefass-
ten – im Vergleich zu Westdeutschland – überproportional
hohen Fördermitteln des Bundes in Höhe von 51 Mrd. € wer-
den bis Ende 2009 bereits etwa die Hälfte verausgabt sein.
Berücksichtigt man ferner die zur Ausfinanzierung der Ver-
kehrsprojekte Deutsche Einheit sowie die durch EU-Pro-
gramme und die Föderalismusreform I gebundenen Korb-
II-Mittel, verbleiben etwa 13 Mrd. € (1,3 Mrd. € p. a.) an über-
proportionalen Fördermitteln, mit denen der Bund in den
Jahren 2010 bis 2019 Akzentverschiebungen vornehmen
könnte. Betroffen sind davon die Bereiche Wirtschaftsför-
derung, Forschung und Entwicklung, Innovationsförderung,
Bildung sowie Städtebau.
Stärkung der Innovationskraft 
Zum Abbau des Produktivitätsrückstandes wird seitens der
Wissenschaft vor allem eine Stärkung der industriellen Inno-
vationskraft empfohlen. Zu diesem Zweck wird häufig eine
Mittelumschichtung von der Infrastruktur hin zu innovations-
orientierten Maßnahmen vorgeschlagen. Diese Schwer-
punktverlagerung ist in den 2005 beschlossenen Korb-II-
Planungen von Bund und Ländern allerdings bereits vorge-
sehen. So soll der Anteil der innovationsorientierten Maß-
nahmen von aktuell 22% auf über 30% ansteigen.4Dies wird
es ermöglichen, erfolgreiche Förderansätze, wie die BMBF-
Programmfamilie »Unternehmen Region«, trotz sinkender
Solidarpaktmittel fortzuführen. In den vergangenen Jahren
sind zudem absolute Aufstockungen etwa im Bereich der
einzelbetrieblichen Innovationsförderung oder bei der För-
derung der Spitzenforschung an Hochschulen erfolgt. Auch
die ostdeutschen Länder haben – insbesondere im Rahmen
ihrer EU-Förderprogramme – die FuE-Ausgaben stärker ge-
wichtet.
Angesichts der bereits erreichten, hohen Förderintensitä-
ten in der Wirtschaft und des insgesamt guten Ausbaustands
der öffentlich finanzierten Forschung sollte allerdings darü-
ber nachgedacht werden, wie diese beiden Qualitäten län-
gerfristig – auch über den Solidarpakt II hinaus – stabilisiert
werden können. Denn die Überwindung des Innovationsde-
fizits wird nur längerfristig möglich sein, vor allem im Zuge
des Wachstums der einheimischen mittelständischen Un-
ternehmen. Eine Option könnte der Aufbau revolvierender
Innovationsfonds durch eine zusätzliche Umschichtung noch
»freier« Korb-II-Mitteln darstellen, die auf Länderebene er-
richtet und von den Ländern kofinanziert und gemanagt wer-
den könnten.
Darüber hinaus sollte darauf geachtet werden, dass bun-
desweit orientierte Initiativen keine negativen regionalpoli-
tischen Nebeneffekte haben. Ein Beispiel ist die derzeit dis-
kutierte Einführung einer steuerlichen Innovationsförderung
in Deutschland. Ein solches Instrument dürfte bei einheit-
lichen Fördersätzen tendenziell vorhandene regionale Un-
gleichverteilungen hinsichtlich der Innovationskraft verstär-
ken. Zu überlegen wäre daher, die Einführung dieses In-
struments mit Förderpräferenzen für strukturschwache Re-
gionen – in Ost- wie in Westdeutschland – zu verbinden.
Damit könnten in diesen Regionen auch zusätzliche An-
reize für die Ansiedlung von FuE-Aktivitäten geschaffen
werden.
Sicherung des Fachkräftebedarfs bei 
schrumpfender Bevölkerung
Die Anzahl der jungen Menschen, die auf den Arbeitsmarkt
hinzukommen, hat sich in den ostdeutschen Ländern seit
1998 fast halbiert und ist damit deutlich geringer als die der
ausscheidenden älteren Arbeitnehmer. Auch wenn aktuell
die Krisenbewältigung in vielen ostdeutschen Betrieben im
Vordergrund steht, ist angesichts der gravierenden demo-
graphischen Entwicklungen die Sicherung des Fachkräfte-
bedarfs für die Unternehmen eine zentrale Herausforderung.
Hierfür werden unterschiedliche Maßnahmen erforderlich
sein, wie beispielsweise die frühzeitige Kontaktaufnahme zu
Schülern und Studenten, verstärkte duale Ausbildung, die
Bereitschaft, überregional konkurrenzfähige Löhne zu zah-
len oder familienfreundliche Arbeitszeiten.
Auch Bund und Länder können dazu beitragen, dass das
Arbeitsangebot keine Bremswirkung auf die wirtschaftli-
che Entwicklung entfaltet. Die Senkung der Zahl der Schul-
und Ausbildungsabbrecher, die Heranführung von mehr
jungen Menschen an höhere Bildungsabschlüsse und die
verstärkte Weiterbildung im Berufsleben werden noch stär-
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ker ins Zentrum der Aufbau-Ost-Politik rücken. Die ost-
deutschen Länder haben dafür teils gute Voraussetzun-
gen, wenn man beispielsweise an die breit ausgebaute vor-
schulische Infrastruktur und die vergleichsweise leistungs-
fähigen Schulen denkt. Die von Bund und Ländern im Ok-
tober 2008 beschlossene »Qualifizierungsinitiative für
Deutschland« bietet einen Rahmen zur weiteren Verbes-
serung der Bildungschancen in allen Lebensphasen. So
ermöglicht es z.B. der Hochschulpakt 2020 den ostdeut-
schen Hochschulen, das Studienplatzangebot trotz sin-
kender heimischer Studienanfängerzahl konstant zu hal-
ten und damit mehr junge Menschen aus Westdeutsch-
land und dem Ausland anzuziehen.
Angesichts der demographischen Entwicklung ist auch die
beschlossene Erhöhung des Renteneintrittsalters ab dem
Jahr 2012 gerade für Ostdeutschland ein wichtiger Schritt
in die richtige Richtung. Weitere Schritte zur Vergrößerung
des Erwerbspersonenpotentials, z.B. im Bereich der Zuwan-
derung, sollten folgen: Bei Akademikern aus den neuen EU-
Mitgliedstaaten wird seit Jahresbeginn auf die Vorrangprü-
fung verzichtet. Ab 2012 werden die Übergangsregelun-
gen für die Arbeitnehmerfreizügigkeit für die EU-Beitritts-
länder auslaufen. Zu prüfen wäre eine weitere Senkung der
Einkommensgrenze für hochqualifizierte Zuwanderer. Durch
eine regionale Differenzierung der Einkommensgrenze könn-
te das Arbeitsangebot gezielt in Bundesländern erhöht wer-
den, die vom demographischen Wandel besonders betrof-
fen sind.
Abbau der Arbeitslosigkeit als vorrangige 
Herausforderung
Am ostdeutschen Arbeitsmarkt konnte aufgrund des Wirt-
schaftswachstums der vergangenen Jahre eine Trendwen-
de erreicht werden. Die Arbeitslosigkeit ist seit 2005 um
500 000 Personen zurückgegangen und erreicht im Au-
gust 2009 mit 1,08 Millionen Personen den niedrigsten Stand
seit 1991. Krisenbedingt ist in den nächsten Monaten mit
einer Verschlechterung der Zahlen auch in Ostdeutschland
zu rechnen. Die Arbeitslosigkeit dürfte 2009 aber noch un-
ter dem Niveau von 2007 bleiben. Die Arbeitslosenquote
ist auch relativ zu Westdeutschland gefallen. Sie liegt der-
zeit noch um etwa vier Fünftel über dem Westniveau, wie
auch über dem Niveau der drei Länder Niedersachsen,
Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein. Die demographi-
schen Entwicklungen werden sowohl das Arbeitsangebot
als auch – bedingt durch die Auswirkungen auf die heimi-
sche Güternachfrage – die Arbeitsnachfrage für sich genom-
men verringern. Wenn es der ostdeutschen Wirtschaft ge-
lingt, ihre Position auf den überregionalen Märkten weiter
auszubauen, dürfte im Saldo dieser Effekte in den nächs-
ten Jahren eine weitere Angleichung der Arbeitsmarktlage
in Ost und West wahrscheinlich sein.
In den nächsten Jahren bleibt insbesondere die Verbesse-
rung der Arbeitsmarktchancen der Langzeitarbeitslosen und
der geringer Qualifizierten eine Herausforderung. Neben der
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung werden die Arbeits-
marktchancen dieser Personengruppe entscheidend von
der Arbeitsmarktregulierung abhängen. Die vorliegenden
Modellrechnungen zu den Arbeitsmarkteffekten flächende-
ckender Mindestlöhne zeigen, dass der ostdeutsche Arbeits-
markt von ihrer Einführung überproportional stark betroffen
wäre (vgl. Bauer et al. 2009). Zum anderen stellt sich die Fra-
ge, wie die – krisenbedingt noch gedämpften – Integrations-
chancen der Langzeitarbeitslosen verbessert werden kön-
nen. Die bestehenden Förderansätze haben die in sie ge-
setzten Erwartungen nicht erfüllt. Erfolgsversprechender
dürften Ansätze sein, die öffentliche Beschäftigungsange-
bote als Ultima Ratio in eine konsequente Strategie des För-
derns und Forderns integrieren (vgl. Eichhorst und Schnei-
der 2008). Solche Ansätze sind mit dem Modell der Bür-
gerarbeit vor allem in Sachsen-Anhalt, aber auch in Thürin-
gen und Bayern auf kommunaler Ebene getestet worden.
Die hier gemachten Erfahrungen lassen positive Arbeits-
markteffekte erwarten, ohne dass es zu zusätzlichen Be-
lastungen der öffentlichen Haushalte oder zu einer Ausdeh-
nung des öffentlich geförderten Arbeitsmarktes kommt. Un-
ter diesen Prämissen spricht vieles dafür, solche Ansätze zu-
nächst in größeren Maßstäben zu erproben.
Fazit
Die wirtschaftliche Entwicklung der ostdeutschen Länder
war in den vergangenen Jahren durch einen erfolgreichen
Strukturwandel geprägt, der mittlerweile zu einem höheren
Industrialisierungsgrad als z.B. in Frankreich, Großbritannien
oder den USA geführt hat. Gemessen an der bei der Wirt-
schaftskraft je Einwohner bestehenden Lücke zu den wirt-
schaftsschwächeren westdeutschen Ländern sind auch auf
gesamtwirtschaftlicher Ebene nicht nur seit 1991, sondern
in den vergangenen Jahren erhebliche Fortschritte erzielt
worden. Diese »ostspezifische Lücke« dürfte ein besserer
Maßstab für die Bewertung des Aufbaus Ost darstellen als
die Orientierung an westdeutschen Durchschnittswerten
oder an der Vorstellung einer selbsttragenden Wirtschafts-
entwicklung. Bei einer Fortsetzung der Wachstumstrends
dieses Jahrzehnts könnte sie bis 2020 weitgehend geschlos-
sen werden. Innovationspolitische Maßnahmen und Maß-
nahmen zur Fachkräftesicherung werden in den kommen-
den Jahren stärker ins Zentrum der Aufbau-Ost-Förderung
rücken, wenngleich auch andere Maßnahmen, wie die In-
vestitionszuschüsse und die Beteilungs-, Darlehens- und
Bürgschaftsinstrumente von Bund und Ländern, für wirt-
schaftliche Entwicklung wichtig bleiben werden. Um den
Konvergenzprozess zu unterstützen, wird es neben der Aus-
gestaltung der Förderpolitik wesentlich darauf ankommen,
bei der Ausgestaltung der Fachpolitiken – z.B. bei der Ar-
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beitsmarktregulierung oder im Fall einer Einführung steuer-
licher Innovationsanreize – auf die Nebenwirkungen auf struk-
turschwache Regionen in Deutschland zu achten.
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